
Ist kommerzielle Werbung an Schulen in Bayern erlaubt? 

 

In Bayern ist Schulmarketing nur teilweise gestattet. Das Bayerische Gesetz über das 

Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) schließt jede kommerzielle Schülerwerbung 

aus. Dazu gehört vor allem der Vertrieb von Gegenständen, Versicherungen, 

Finanzprodukten oder ähnlichen Angeboten.  

Davon ausgenommen sind Sammelbestellungen, welche im schulischen Interesse stehen. 

Recruiting an Schulen ist in Bayern zulässig. 

Die Entscheidung über eine Zulässigkeit trifft die Schulleitung bzw. vertretungsberechtigtes 

Personal. 

Quelle: Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Ist politische oder kommerzielle Werbung an Schulen in Bayern erlaubt? 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) enthält 

sowohl ein grundsätzliches Verbot kommerzieller Werbung als auch ein grundsätzliches 

Verbot politischer Werbung an Schulen. 

 

Der Wortlaut des Art. 84 BayEUG ist wie folgt: 

(1) 1 Der Vertrieb von Gegenständen aller Art, Ankündigungen und Werbung hierzu, das 

Sammeln von Bestellungen sowie der Abschluss sonstiger Geschäfte sind in der Schule 

untersagt. 2 Ausnahmen im schulischen Interesse insbesondere für Sammelbestellungen 

regelt die Schulordnung. 

(2) Politische Werbung im Rahmen von Schulveranstaltungen oder auf dem Schulgelände ist 

nicht zulässig. 

(3) 1 Schülerinnen und Schüler dürfen Abzeichen, Anstecknadeln, Plaketten, Aufkleber und 

ähnliche Zeichen tragen, wenn dadurch nicht der Schulfriede, der geordnete Schulbetrieb, 

die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags, das Recht der persönlichen Ehre oder die 

Erziehung zur Toleranz gefährdet wird. 2 Im Zweifelsfall entscheidet hierüber die 

Schulleiterin bzw. der Schulleiter. 3 Die bzw. der Betroffene kann die Behandlung im 

Schulforum verlangen. 

 

Zum Verbot kommerzieller Werbung: 

Art. 84 Abs. 1 Satz 1 BayEUG dient dem Schutz der Schülerinnen und Schüler vor 

Beeinflussung durch kommerzielle Werbung, ferner der Sicherstellung eines geordneten 

Schulbetriebs. Schulen sollen nicht zum Schauplatz von Werbekampagnen werden, der 

Unterricht nicht durch die Verteilung von Werbematerial und Produkten gestört werden. 

Dies gilt unabhängig davon, ob die angebotenen Produkte hochwertig und nützlich sind 

oder nicht. Das Verbot bezieht sich auf Gegenstände aller Art, also auch schulbezogene 

Artikel wie Schreib- und Zeichengeräte und Sportbedarf. Von diesem Verbot gibt es jedoch 

Ausnahmen im schulischen Interesse, danach können insbesondere Sammelbestellungen 

von Lernmitteln gerechtfertigt sein. In den Schulordnungen (z.B. § 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 und 4 

Bayerische Schulordnung, BaySchO) ist geregelt, dass die Schulleiterin oder der 

Schulleiter über Sammelbestellungen und die Verbreitung von Druckschriften und  
 


